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BERATUNGSFOLGE  
  Beratungsergebnis 
Gremium Termin EST Ja Nein Enth.
Bildungs-, Generationen- und Sozialaus-
schuss 

10.02.2015     

 
 
 
Beratung des Entwurfs der Haushaltssatzung mit ihren Anlagen 
für das Jahr 2015 
- Produktbereich 05 - Soziale Leistungen 
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Dem Entwurf der Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Jahr 2015 wird – soweit 
er in die Zuständigkeit des Bildungs-, Generationen- und Sozialausschusses fällt – 
zugestimmt. 
 
 
Haushaltsrechtliche Auswirkungen: 
 
keine 
 
 
Gleichstellung: 
 
Es werden gleichstellungsrelevante Fragen tangiert.   ja [ X ] nein [ ] 
 
[ X ] Die Gleichstellungsbeauftragte ist beteiligt worden. 
 
 

Gemeinde Ostbevern 
Der Bürgermeister 
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Sachdarstellung: 
 
Auf Sitzungsvorlage 2015/027 wird verwiesen. 
 
 
Produkt 05.01.02 Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
 
Die Verwaltung hat im Vorbericht des Entwurfs des Haushaltsplanes darauf hingewie-
sen, dass der Bundesrat Ende November 2014 dem Gesetz zur Änderung des Asylbe-
werberleistungsgesetzes zugestimmt hat. Der Bund wird den Ländern und Kommu-
nen in den Jahren 2015 und 2016 zum Ausgleich von Mehrbelastungen im Zusam-
menhang mit der Aufnahme, Unterbringung, Versorgung und Gesundheitsversor-
gung jeweils 500 Mio. € zur Verfügung stellen. Bei der Einbringung des Entwurfs des 
Haushaltsplanes war fraglich, ob und wie das Land NRW die Finanzmittel an die 
Kommunen weiterleitet. Insofern wurde - entsprechend der in 2014 erhaltenen Zu-
weisung - zunächst ein Betrag in Höhe von 85.000 € veranschlagt. 
 
Die Bezirksregierung Münster teilt nunmehr mit Schreiben vom 02.02.2015 mit, dass 
die Gemeinde Ostbevern für das Jahr 2015 Landeszuweisungen nach dem Flücht-
lingsaufnahmegesetz in Höhe von rd. 202.000 € erhalten wird. Insofern ist der Ansatz 
bei Nr. 5 „Kostenerstattungen und Kostenumlagen“ um 117.000 € auf 202.000 € zu 
erhöhen. 
 
Verwaltungsseitig wird davon ausgegangen, dass auch in den kommenden Jahren 
erhöhte Landeszuweisungen gewährt werden. 
 
 
 
 
 
Wolfgang Annen 
Bürgermeister 

Barbara Roggenland 
Fachbereichsleiter 

Maria Pries 
Sachbearbeiterin 

 
 
 
 


